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05/2024 – 2. Änderungssatzung zur Gebührensatzung der Gemeinde Rosendahl über die 
Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von Kindern an der „Offenen Ganztagsschu-
le“ sowie für die Teilnahme von Kindern an der Betreuungsmaßnahme „Schule von acht bis 
eins“ in der Primarstufe vom 15.12.2023 
 

 
Aufgrund   
 
(1)   der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 

der Fassung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geän-
dert durch Art. 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. 2020, S. 916) in 
der jeweils geltenden Fassung, 

 
(2)   der §§ 2, 6 und 20 des Kommunalabgabengesetzes (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 

(GV.NRW. S.712) in der jeweils geltenden Fassung, 
 
(3)   des § 5 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungs 

gesetz – KiBiz) vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 462) in der jeweils geltenden Fas-
sung, 

 
(4)   des § 9 Abs. 3 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (SchulG NRW) 

vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.102) in der jeweils geltenden Fassung,  
 
(5)   des § 2 des Einkommenssteuergesetzes (EStG) vom 08. Oktober 2009 (BGBl I S. 3366, 

3862) in der jeweils geltenden Fassung,  
 
 

hat der Rat der Gemeinde Rosendahl in seiner Sitzung am 14.12.2023 folgende Änderungs-
satzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
Die Anlage I zur Gebührensatzung der Gemeinde Rosendahl über die Erhebung von 

Elternbeiträgen für die Teilnahme von Kindern an der „Offenen Ganztagsschule“ 
sowie für die Teilnahme an der Betreuungsmaßnahme „Schule von acht bis 
eins“ in der Primarstufe erhält folgende Fassung: 

 
Elternbeiträge für die Teilnahme an der Offenen Ganztagsschule 
 
Einkommensgrenze Beitrag je Kind 
bis 20.000 €/ jährlich     0,00 €/mtl. 
bis 25.000 €/ jährlich   20,00 €/mtl. 
bis 30.000 €/ jährlich   40,00 €/mtl. 
bis 35.000 €/ jährlich   60,00 €/mtl. 
bis 40.000 €/ jährlich   80,00 €/mtl. 
bis 45.000 €/ jährlich 100,00 €/mtl. 
bis 50.000 €/ jährlich 120,00 €/mtl. 
bis 55.000 €/ jährlich 140,00 €/mtl. 
bis 60.000 €/ jährlich 160,00 €/mtl. 
bis 65.000 € und mehr/jährlich 180,00 €/mtl. 
 
Es verbleibt für alle Kinder die Zahlungsverpflichtung für das Mittagessen. 
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Elternbeiträge für die Teilnahme am Betreuungsangebot „Schule von acht bis eins“ 
 
Regulärer Beitrag:  35,00 € / Monat für 12 Monate 
 
Ermäßigter Beitrag für Empfänger von  
SGB II/Bürgergeld/SGB XII: 17,50 € / Monat für 12 Monate  
 
Für das 2. Kind beträgt der Elternbeitrag 50 %. Für das 3. und jedes weitere teilnehmende 
Kind wird kein Elternbeitrag erhoben. 
 
 
 
 

 
 

Artikel II 
 
Diese Änderungsatzung tritt am 01. August 2024 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
 
Die vom Rat der Gemeinde Rosendahl am 14.12.2023 beschlossene 2. Änderungssatzung 
zur Gebührensatzung der Gemeinde Rosendahl über die Erhebung von Elternbeiträgen für 
die Teilnahme von Kindern an der „Offenen Ganztagsschule“ sowie für die Teilnahme an der 
Betreuungsmaßnahme „Schule von acht bis eins“ in der Primarstufe wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Rosendahl, den 15.12.2023 
 
 
gez. Gottheil 
Bürgermeister 
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06/2024 – 3. Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung der  
Gemeinde Rosendahl vom 23.02.2024 
 

 
 
Aufgrund  
 
1. des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666), 

2. der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712 / SGV NRW 610), 

- in den jeweils gültigen Fassungen - 
 
hat der Rat der Gemeinde Rosendahl am 22.02.2024 folgende Änderungssatzung beschlos-
sen: 

 

 

Artikel I 
 
§ 3 Abs. 4 (neu) und Abs. 5 (Anpassung der Nummerierung) erhalten folgende Fassung: 
 

§ 3 
Steuerbefreiung 

 
(4) Steuerbefreiung wird auf Antrag für 12 Monate ab dem Zeitpunkt der Übernahme für 

das Halten von Hunden gewährt, die aus einem Tierheim übernommen werden, das 
von der Gemeinde Rosendahl mit der Betreuung und Versorgung von Fundtieren be-
auftragt ist. 
 

(5) Für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Abs. 2 wird eine Steuerbefreiung nach Ab-
satz 3 nicht gewährt. 
 

 

Artikel II 
 

Diese 3. Änderung der Satzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 2024 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
 
 

Die vom Rat der Gemeinde Rosendahl am 22.02.2024 beschlossene 3. Änderungssatzung 
zur Hundesteuersatzung der Gemeinde Rosendahl wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Rosendahl, den 23.02.2024 
 
 
gez. Gottheil 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung der 3. Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung der Gemeinde 
Rosendahl vom 23.02.2024 
 
 
 
 
 

Bestätigung 
 
 

Gemäß § 2 Abs. 3 der Bekanntmachungsverordnung vom 26. August 1999 (GV. NW. S. 
516) bestätige ich, dass der Wortlaut der 3. Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung der 
Gemeinde Rosendahl mit dem Ratsbeschluss vom 22.02.2024 übereinstimmt und dass nach 
den Absätzen 1 und 2 zu § 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren worden ist. 
 
 
Rosendahl, den 23.02.2024 
 
 
gez. Gottheil 
Bürgermeister 
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07/2024 – 46. Änderung des Bebauungsplanes „Gartenstiege“ im Ortsteil Holtwick im  
beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Baugesetzbuch (BauGB) ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 
Bekanntmachung des Beschlusses zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. 
§ 4 Abs. 1 BauGB sowie Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 
 

 
Der Rat der Gemeinde Rosendahl hat in seiner Sitzung am 22. Februar 2024 gemäß des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 394) geändert worden ist, für die vorgenannten Verfahren nachfolgenden Be-
schluss gefasst: 
 
„Es wird beschlossen, eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) durchzuführen. Ebenso werden die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB über die Planung unterrichtet 
sowie diese mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB abgestimmt.“ 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
In seiner Sitzung am 22. Februar 2024 hat der Rat der Gemeinde Rosendahl die Durchfüh-
rung der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB beschlossen. 
 
Das Plangebiet befindet sich im Südwesten des Ortsteils Holtwick zwischen der Gescherer 
Straße und der Alten Landstraße. 
Das Änderungsgebiet umfasst die Flurstücke Nr. 314 und 508 in der Flur 14. 
 
Der Planbereich ist im nachfolgenden unmaßstäblichen Übersichtsplan umrandet dargestellt: 
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Nach § 3 Abs. 1 BauGB ist die Öffentlichkeit möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke der Planung sowie ihre voraussichtlichen Auswirkungen öffentlich zu unterrich-
ten; ihr ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben (Frühzeitige Öffentlichkeits-
beteiligung).  
 
Die Unterrichtung über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung sowie ihre Auswir-
kungen gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgt in der Weise, dass der Bebauungsplanentwurf mit 
Begründung in der Zeit vom 
 

07. März 2024 bis 10. April 2024 einschließlich 
 
auf der Homepage der Gemeinde Rosendahl unter der Adresse www.rosendahl.de/aktuelle-
bauleitplanverfahren sowie über das Portal www.bauleitplanung.nrw.de abrufbar ist. 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. Stellungnahmen 
sind nach Möglichkeit elektronisch (z.B. bauamt@rosendahl.de) zu übermitteln, bei Bedarf 
können Stellungnahmen auch auf anderem Wege abgegeben werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeitsbetei-
ligung nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Bauleit-
plan gemäß § 4a Abs. 5 BauGB unberücksichtigt bleiben können, sofern die Gemeinde Ro-
sendahl deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bauleitplanes nicht von Bedeutung ist. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit dient der öffentlichen Unterrichtung über die all-
gemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für 
die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht kommen, und die voraus-
sichtlichen Auswirkungen der Planung.   
 
Zusätzlich zu der vorgenannten Veröffentlichung im Internet, liegen die Unterlagen gem. § 3 
Abs. 2 S. 2 BauGB, im Rathaus der Gemeinde Rosendahl, Hauptstraße 30, 48720 Ro-
sendahl - Zimmer 127 - in der Zeit von  
 
 Montag und Freitag   08.30 Uhr – 12.30 Uhr 
 Dienstag      08.30 Uhr – 12.30 Uhr und 14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
 Donnerstag     08.30 Uhr – 12.30 Uhr und 14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
 
zur Einsicht öffentlich aus. Außerhalb dieser Zeiten sind Terminvereinbarungen (Tel.: 02547 
77-139 oder -141) möglich. 
 
 
Rosendahl, den 26. Februar 2024 
 
 
gez. Gottheil 

 Bürgermeister 
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08/2024 – 64. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Rosendahl zur Auswei-
sung von „Gewerblicher Baufläche“ im Ortsteil Osterwick durch Aufstellung eines gemeinsa-
men Teilflächennutzungsplanes mit der Stadt Billerbeck 
Bekanntmachung des Feststellungsbeschlusses 
Bekanntmachung der Erteilung der Genehmigung durch die Bezirksregierung Münster  
gemäß § 6 Abs. 5 Baugesetzbuch 
 

 
Der Rat der Gemeinde Rosendahl hat in seiner Sitzung am 28.09.2023 gemäß des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I 
S. 3634), zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) ge-
ändert worden ist, nachfolgenden Feststellungsbeschluss gefasst: 
 
„Der als Anlage IX zur Sitzungsvorlage Nr. X/387 beigefügte Plan mit Begründung ein-
schließlich Umweltbericht zur 64. Änderung des Flächennutzungsplanes durch Auf-
stellung eines gemeinsamen Teilflächennutzungsplanes mit der Stadt Billerbeck zur 
Ausweisung einer gewerblichen Baufläche im Ortsteil Osterwick wird festgestellt.“ 
 
Die vom Rat der Gemeinde Rosendahl am 28.09.2023 beschlossene 64. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes ist von der Bezirksregierung Münster gemäß § 6 Abs. 1 BauGB in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist, 
mit Verfügung vom 22.01.2024, Az.: 35.02.01.300-010/2023.0001, genehmigt worden. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Feststellungsbeschluss und die Erteilung der Genehmigung der 64. Änderung des 
Flächennutzungsplanes werden hiermit ortsüblich bekannt gemacht. 
Zeitgleich mit der Bekanntmachung der Stadt Billerbeck wird die 64. Änderung des 
Flächennutzungsplanes durch Aufstellung eines gemeinsamen Teilflächennutzungs-
planes mit der Stadt Billerbeck gemäß § 6 Abs. 5 BauGB in der Fassung der Bekannt-
machung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist, wirksam. 
 
Der Änderungsbereich befindet sich an der Baumberger Straße im Grenzbereich zwischen 
Billerbeck und Rosendahl-Osterwick. Er umfasst das Betriebsgelände des dort ansässigen 
Landmaschinenbetriebes, wobei sich von der 1,33 ha großen Betriebsfläche ca. 0,63 ha im 
Gebiet der Stadt Billerbeck und ca. 0,70 ha im Gebiet der Gemeinde Rosendahl befinden.  
 
Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Rosendahl und der Stadt Billerbeck stellte das 
Plangebiet bisher als „Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich“ dar.  
Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Erweiterung des ansässigen Landmaschi-
nenbetriebes zu schaffen, sind die entsprechenden Flächen im Rahmen der 64. Änderung 
des Flächennutzungsplanes in „Gewerbliche Baufläche“ umgewandelt worden. 
  
Der Planbereich ist in nachfolgenden unmaßstäblichen Übersichtsplan umrandet dargestellt: 
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Änderungsbe-
reich 
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Es wird darauf hingewiesen, dass vom Tage der Bekanntmachung an eine Einsichtnahme in 

- den Flächennutzungsplan, 
- die Begründung mit Umweltbericht und 
- die zusammenfassende Erklärung 

 auf der Homepage der Gemeinde Rosendahl unter der Adresse 
www.rosendahl.de/rechtskraeftige-bauleitplaene möglich ist sowie die Unterlagen über das 
Portal www.bauleitplanung.nrw.de abrufbar sind, sowie auch auf der Internetseite der Stadt 
Billerbeck unter www.billerbeck.de/bauleitplanung -> Abgeschlossene Flächennutzungsplan-
verfahren. 
 
Zusätzlich zu der vorgenannten Möglichkeit ist eine Einsichtnahme der Unterlagen im Rathaus 
der Gemeinde Rosendahl, Osterwick, Hauptstraße 30, Zimmer 127 oder im Rathaus der Stadt 
Billerbeck, Markt 1, 48727 Billerbeck während der allgemeinen Öffnungszeiten möglich. 
   
Gemäß § 6 Abs. 5 Satz 3 BauGB können die Unterlagen eingesehen und auf Verlangen 
über den Inhalt Auskunft erlangt werden.   
 
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-

zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes 
oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) – zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) - eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten der GO NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennut-
zungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Rosendahl, den 26. Februar 2024 
 
 
gez. Gottheil 
Bürgermeister 
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09/2024 – Ortsübliche Bekanntmachung im Bereich der Gemeinde Rosendahl 
Erdkabelverbindung Korridor B 
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